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Preußiſche Geſetzſammlung 


1928 | Ausgegeben zu Berlin, den 8. Mai 1928 Nr. 24 


(Ar. 13357.) Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nicht⸗ 
ſtaatlichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz — MG.). Vom 
30. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


I. Endgültig angeſtellte Lehrer. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 


§ 1. 

(1) Die endgültig angeſtellten Lehrer erhalten ein Grundgehalt und einen Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß. Daneben erhalten ſie, ſoweit es in dieſem Geſetz beſtimmt oder zugelaſſen iſt, Zulagen, 
Beſoldungszuſchüſſe, Sondervergütungen und Kinderbeihilfen. 

(2) Als Dienſteinkommen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die geſamten auf Grund dieſes 
Geſetzes gewährten Dienſtbezüge mit Ausnahme der Kinderbeihilfen. 

(8) Die in dieſem Geſetze für Lehrer (Leiter, Konrektoren) getroffenen Beſtimmungen gelten 
auch für Lehrerinnen (Leiterinnen, Konrektorinnen), ſoweit für dieſe nicht ausdrücklich etwas anderes 
beſtimmt iſt. Lehrer im Sinne dieſes Geſetzes ſind auch die techniſchen Lehrer. N 

(4) Unter dieſes Geſetz fallen nicht Lehrer, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen 


Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen ſind; ob die Beſchäftigung nur nebenbei ſtattfindet, 
entſcheidet die Schulaufſichtsbehörde endgültig. g 


E) Die Schulaufſichtsbehörde beſtimmt endgültig, welche Schulen als öffentliche mittlere 
Schulen anzuſehen ſind. 


2. Grundgehalt. 


8 2. 
() Das Grundgehalt wird den endgültig angeſtellten Lehrern in folgenden Sätzen gewährt: 
3 600 — 3 850 — 4 100 — 4350 — 4 600 — 4 800 — 5 000 — 5 200 — 5 400 — 5 600 — 
5 800 RA jährlich. 
e) Das Grundgehalt ſteigt nach Dienſtaltersſtufen von zwei zu zwei Jahren bis zur 
Erreichung des Endgrundgehalts. Die Dienſtalterszulagen werden vom Erſten des Kalendermonats 
an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 


() Die endgültig angeſtellten Lehrerinnen und Konrektorinnen erhalten, ſolange nicht 
allgemein für Lehrer und Lehrerinnen das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze um 
10 vom Hundert gekürzt. 

(4) Auf das Aufrücken im Grundgehalt haben die endgültig angeſtellten Lehrer einen Rechts⸗ 
anſpruch. Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Diſziplinarverfahren oder wegen eines Ver⸗ 
brechens oder eines Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt ein 
ſtrafgerichtliches Verfahren zur Verurteilung wegen eines Verbrechens oder Vergehens und wird 
binnen eines Monats nach Abſchluß des ſtrafgerichtlichen Verfahrens wegen der nämlichen Tatſache 
ein förmliches Diſziplinarverfahren eingeleitet, fo ruht der Anſpruch auch während der Zwiſchenzeit. 
Führt das Verfahren zum Verluſte des Amtes, ſo erliſcht der Anſpruch auch für die Zeit des Ruhens. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 22. Mai 1928.) 24 
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8 3. 

Die Verſetzung in ein Amt, das mit einem niedrigeren Endgrundgehalt ausgeſtattet iſt als das 
bisher bekleidete Amt, gilt gleichwohl als Verſetzung in ein Amt von nicht geringerem planmäßigen 
Dienſteinkommen im Sinne des § 87 Nr. 1 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht⸗ 
richterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465), wenn das Endgrundgehalt des 
bisherigen Amtes zuzüglich der dem Lehrer verliehenen rühehehalksföhigen Stellenzulage ($ 4) nicht 
höher iſt als das Endgrundgehalt des neuen Amtes zuzüglich der dem Lehrer in der neuen Stelle 
verliehenen ruhegehaltsfähigen Stellenzulage. 


3. Stellenzulagen. 


§ 4. 
(1) Neben dem Grundgehalt erhalten als ruhegehaltsfähige Stellenzulagen: 

a) die Konrektoren an öffentlichen mittleren Schulen mit mindeſtens fünf Klaſſen und vier 
planmäßigen Schulfellen ſowie die zweiten Konrektoren an mittleren Schulen mit 
mindeſtens zwölf Klaſſen und zehn planmäßigen Schulſtellen jährlich 800 RM; 

b) die Leiter der öffentlichen mittleren Schulen mit mindeſtens fünf Klaſſen und vier plan⸗ 
mäßigen Schulftellen jährlich 1 400 RM; 

e) die Leiter kleiner Mittelſchulen, Rektoratsſchulen und höherer Mädchenſchulen mit 
vier oder weniger Klaſſen und vier oder weniger planmäßigen Schulſtellen bis 
600 RM jährlich. 

(2) Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzungen für die Gewährung einer Stellenzulage 
vorliegen, trifft endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 


4. Beſoldungsdienſtalter. 


8 5. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der endgültig angeſtellten Lehrer beginnt mit dem Erſten des 
Monats, in dem der Lehrer im öffentlichen mittleren Schuldienſt erſtmalig endgültig angeſtellt wird, 
ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt 
oder zugelaſſen iſt. Von dieſem Zeitpunkt ab ſind die Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangs⸗ 
grundgehalt und für das Aufſteigen in die höheren Grundgehaltsſtufen zu rechnen. Als Zeitpunkt 
der endgültigen Anſtellung, die nicht vor Zurücklegung einer anrechnungsfähigen Dienſtzeit von fünf 
Jahren erfolgen darf, gilt der Tag, von dem ab dem Lehrer eine planmäßige Stelle mit dem damit 
verbundenen Dienſteinkommen dauernd verliehen worden iſt. Ergeben ſich aus dieſer Regelung für 
einzelne Lehrer unverſchuldete Härten, ſo kann der Unterrichtsminiſter im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter im Einzelfalle die vorzeitige endgültige Anſtellung genehmigen und das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter nach der beſonderen Lage des Einzelfalles feſtſetzen. 

(2) Neu geſchaffene Stellen können, auch wenn die Beſetzung ſpäter ausgeſprochen wird, bereits 
mit Wirkung vom Tage der Errichtung der Stelle und der Bereitſtellung der erforderlichen Mittel, 
früheſtens vom Beginn des laufenden Rechnungsjahrs ab, verliehen werden, ſofern der Lehrer die 
Stelle bereits von dieſem Zeitpunkt ab verſehen hat. 

(3) Bei Verleihung einer Stellenzulage wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. 

(4) Tritt ein Lehrer unmittelbar aus dem öffentlichen Volksſchuldienſt oder dem Berufsſchul⸗ 
dienſt oder aus einer Oberſchullehrerſtelle an einer anerkannten höheren Lehranſtalt in den öffent⸗ 
lichen mittleren Schuldienſt über, ſo wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. Beim unmittel⸗ 
baren Übertritt aus einer ſonſtigen Stelle des öffentlichen Schuldienſtes in den öffentlichen mittleren 
Schuldienſt gelten für die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters in der neuen Stelle die Vorſchriften 
in § 3 Abſ. 5 Satz 1 bis 4 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes ſinngemäß. 

6) Die SS 5 bis 9 des Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes finden mit der Maßgabe 
Anwendung, daß die Einzahlungen für Anrechnung von Privatſchuldienſtzeit anſtatt an die Landes⸗ 
ſchulkaſſe an die Landesmittelſchulkaſſe zu leiſten ſind. Die etwa an die Landesſchulkaſſe für 
Anrechnung von Privatſchuldienſtzeit geleiſteten Einzahlungen ſind inſoweit der Landesmittelſchul⸗ 


* 
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kaſſe zu überweiſen, als bereits auf das Volksſchullehrer⸗Beſoldungsdienſtalter angerechnete Dienſt⸗ 
zeiten auch auf das Beſoldungsdienſtalter im öffentlichen mittleren Schuldienſt angerechnet werden 
müſſen. Treten Lehrer aus dem öffentlichen mittleren Schuldienſt in den Volksſchuldienſt, ſo ſind 
die Einzahlungen, die für Anrechnung von Privatſchuldienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter im 
öffentlichen mittleren Schuldienſte der Landesmittelſchulkaſſe zugefloſſen ſind, der Landesſchulkaſſe zu 
überweiſen. | 

8 6. 

() Lehrer, die die Anſtellungsfähigkeit für das höhere Lehramt oder das Pfarramt beſitzen, 
ſowie Lehrer, die die Reife einer anerkannten höheren Lehranſtalt erreicht oder eine andere als gleich⸗ 
wertig anerkannte Prüfung beſtanden, ein Hochſchulſtudium von wenigſtens drei Jahren zurückgelegt 
und die Prüfung für die Anſtellung als Mittelſchullehrer beſtanden haben, können vorzeitig als 
Mittelſchullehrer endgültig angeſtellt werden. Bei der Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters dieſer 
Lehrer findet der 8 4 Abſ. 3 des Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes ſinngemäß Anwendung. Dabei 
kann auch die vor Erlangung einer Lehrbefähigung zurückgelegte Dienſtzeit berückſichtigt werden. 

(2) Das gleiche gilt für Zeichen- und Muſiklehrer, die die Anſtellungsfähigkeit für höhere Lehr⸗ 
anſtalten erworben haben. 

5. Beſoldungszuſchüſſe. 
8 7. 

(1) Die Unterhaltungsträger können mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde für Schul⸗ 
ſtellen, für deren Inhaber beſondere Anforderungen vorgeſchrieben ſind, nach näherer Vorſchrift der 
Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze ruhegehaltsfähige Beſoldungszuſchüſſe bewilligen. Die 
Schulaufſichtsbehörde kann für dieſe Zuſchüſſe Höchſtbeträge feſtſetzen. 

(2) Die Zuſchüſſe gelten nicht als Grundgehalt. 


6. Wohnungsgeldzuſchuß. 

88. ö 

(1) Die endgültig angeſtellten Lehrer erhalten einen Wohnungsgeldzuſchuß nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches 
Beſoldungsgeſetz). Lehrer, die eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von jährlich mindeſtens 800 RM 
oder einen Beſoldungszuſchuß (§S 7) von mehr als 800 Nell beziehen, und die im § 25 Ab. 4 
genannten Konrektoren erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß in den vier oberſten Dienſtaltersſtufen 
nach der Tarifklaſſe III. Im übrigen wird den Lehrern der Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe IV 
gewährt. N 

(2) Die Vorſchriften in den SS 6 bis 10 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes ſowie in den SS 10 
bis 13 und im § 14 Abſ. 1, 2, 4 und 5 Satz 1 und 2 des Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes finden 
ſinngemäße Anwendung. 

7. Kinderbeihilfen. d 
89. 5 WHEN 
§ 11 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes gilt entſprechend. i 


8. Sondervergütungen. 
8 10. 5 
()) Beſondere in dieſem Geſetze nicht vorgeſehene Zulagen oder Vergütungen dürfen auch dann 
nicht gewährt werden, wenn damit Leiſtungen im Schulamt abgegolten werden ſollen, die über das 
feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehen. 
(2) Außerordentliche Bewilligungen an einzelne Lehrer ſind nur aus beſonderen Gründen mit 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläſſig. 
N 9. Sachleiſtungen. 
8 11. 


Für die Anrechnung von Sachleiſtungen auf das Dienſteinkommen der Lehrer gilt § 19 des 
Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes. 5 
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II. Auftragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigte und einſtweilig angeſtellte Lehrer. 
§ 12. 

(1) Auftragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigte und einſtweilig angeſtellte Lehrer 
erhalten eine Grundvergutung in Höhe von 80 vom Hundert desjenigen Grundgehalts, das ſie 
beziehen würden, wenn ſie an der öffentlichen mittleren Schule endgültig angeſtellt wären. Für die 
Berechnung dieſes Grundgehalts iſt davon auszugehen, daß der Beginn des Beſoldungsdienſtalters 
auf den Tag feſtzuſetzen wäre, an dem dieſe Lehrer eine anrechnungsfähige Dienſtzeit von fünf 
Jahren zurückgelegt haben. Der Mindeſtbetrag der Grundvergütung beträgt 80 vom Hundert des 
Anfangsgrundgehalts. Neben der Grundvergütung erhalten dieſe Lehrer den Wohnungsgeldzuſchuß, 
den ſie bei endgültiger Anſtellung in der von ihnen verwalteten Stelle zu beanſpruchen hätten. 

(2) Verwalter freier planmäßiger Schulſtellen erhalten die mit ihnen verbundenen Stellen⸗ 
zulagen (§ 4) nur dann, wenn fie die vollen Obliegenheiten der Stelle wahrnehmen. Bei Ver⸗ 
waltung nicht freier planmäßiger Schulſtellen kann der Unterhaltungsträger mit Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde eine andere Regelung treffen. 

(3) Ruhegehaltsfähige Beſoldungszuſchüſſe ($ 7) können von den Unterhaltungsträgern bis zur 
Höhe der für endgültig angeſtellte Lehrer geltenden Höchſtbeträge bewilligt werden. Die Bewilligung 
bedarf der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 

(4) Für die Gewährung von Kinderbeihilfen gilt $ 11 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes. 

(5) Schulamtsbewerber erhalten bei vorübergehender Beſchäftigung an einer öffentlichen 
mittleren Schule die ihnen nach den SS 20 bis 25 und 54 des Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes 
zuſtehenden Dienſtbezüge. : 

(6) In befonderen Fällen iſt eine Abweichung von den Vorſchriften der Abſ. 1 bis 5 mit 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde und unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landes⸗ 
mittelſchulkaſſe zuläſſig. 

(7) Auf einſtweilig angeſtellte Lehrer an mittleren Schulen ſowie auf ſolche Lehrer, die in 
einer anderen Stelle des öffentlichen Schuldienſtes nicht endgültig angeſtellt ſind und an einer 
mittleren Schule auftragsweiſe oder vertretungsweiſe beſchäftigt werden, finden die Vorſchriften im 
§ 21 Abſ. 2 bis 6 des Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes ſinngemäß Anwendung. 


III. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Gnadenbezüge. 
§ 13. 

() Hinſichtlich der Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen eines an einer 
öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schule angeſtellten Lehrers finden die für die unmittelbaren 
Staatsbeamten beſtehenden Beſtimmungen entſprechende Anwendung. Auch den ehelichen Nach⸗ 
kommen einer Lehrerin ſteht der Anſpruch auf Gnadenbezüge zu. 

(2) An wen die Gnadenbezüge zu leiſten find, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 


§ 14. 

() Im Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, die mit dem Verſtorbenen 
die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch drei Monate zu belaſſen. Hinterbleibt 
eine ſolche Familie nicht, ſo iſt denen, auf die der Nachlaß übergeht, eine vom Todestag an zu 
rechnende dreißigtägige Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

(2) In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufſichtsbehörde dem mit der Verwaltung 
der Stelle Beauftragten ein Unterkommen in der Dienſtwohnung ohne Anſpruch auf Entschädigung 
gewährt werden. i 5 
2. Zahlungsweiſe der Dienſtbezüge. 

§ 15. 

() Die Lehrer erhalten ihre Dienſtbezüge, ſoweit ſie ihnen in feſten Barbezügen zuſtehen, 
monatlich im voraus. Der Finanzminiſter kann beſtimmen, daß die Dienſtbezüge der endgültig 
angeſtellten Lehrer bei Überweiſung auf ein Konto vierteljährlich im voraus gezahlt werden dürfen. 

0) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Vorſchriften über die Abrundung der auszuzahlenden 
Beträge zu erlaſſen. 
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3. Umzugskoſten. 


§ 16. 

(1) Angeſtellte Lehrer an öffentlichen mittleren Schulen erhalten bei Verſetzung im Intereſſe 
des Dienſtes eine Vergütung für Umzugskosten aus der Landesmittelſchulkaſſe. Über die Höhe der 
Vergütung trifft der Unterrichtsminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter Beſtimmung. 

O) Ob eine Verſetzung im Intereſſe des Dienſtes erfolgt iſt, entſcheidet die Schulaufſichts⸗ 
behörde endgültig. 

() Inwieweit in ſonſtigen Fällen den Lehrern an öffentlichen mittleren Schulen Umzugs⸗ 
koſten zu gewähren ſind, richtet ſich nach den von dem Unterhaltungsträger mit Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde erlaſſenen Beſtimmungen. Maßgebend iſt die Stelle, in die der Lehrer 
berufen wird. 

4. Rechtsweg. 
§ 17. 

() Für die Gehaltsanſprüche der Lehrer an den öffentlichen mittleren Schulen findet der 
Rechtsweg ſtatt. Die Klage auf Zahlung der Dienſtbezüge iſt gegen die Landesmittelſchulkaſſe, ſofern 
es ſich um unmittelbare Leiſtungen des Unterhaltungsträgers handelt, gegen dieſen zu richten. 

(2) Bei der richterlichen Beurteilung find die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten Feſtſetzungen 
über die Dienſtbezüge der Stelle, insbeſondere über die Höhe des Grundgehalts (der Grund⸗ 
vergütung), der Stellenzulage, des Beſoldungszuſchuſſes, des Wohnungsgeldzuſchuſſes und der Kinder⸗ 
beihilfe, über Dienſtwohnung, über Sachleiſtungen ſowie über die ſonſtige Anrechnung von Dienſt⸗ 
bezügen auf das Grundgehalt zugrunde zu legen. Ebenſo iſt die Beſtimmung der Schulauffichts- 
behörde darüber, ob die Vorausſetzungen für die Anwendung des § 25 Abſ. 3 und 4 vorliegen, für 
die richterliche Entſcheidung bindend. 


IV. Aufbringung der Dienſtbezüge. 
Landesmittelſchulkaſſe. 
§ 18. 

(0 Die Unterhaltungsträger aller öffentlichen mittleren Schulen werden zwecks gemeinſamer 
Aufbringung der Dienſtbezüge der Lehrer an den öffentlichen mittleren Schulen, der Ruhegehälter 
und der Witwen- und Waiſenbezüge ſowie der Umzugskoſten bei Verſetzungen im Intereſſe des 
Dienſtes zu einer Landesmittelſchulkaſſe vereinigt. 

() Auf die Verwaltung der Landesmittelſchulkaſſe, die Beſtellung und die Befugniſſe eines 
Kaſſenanwalts und ſeiner Stellvertreter finden die für die Landesſchulkaſſe im Volksſchullehrer⸗ 
Beſoldungsgeſetze gegebenen Beſtimmungen Anwendung, ſoweit nicht in dieſem Geſetz anderweite 
Vorſchriften enthalten ſind. 

(3) Die Landesmittelſchulkaſſe übernimmt die Zahlung: 

a) des nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu zahlenden baren Dienſteinkommens und 
der Kinderbeihilfen an die Lehrer, ſoweit ſie in planmäßigen Schulſtellen angeſtellt ſind 
oder in freien planmäßigen Schulſtellen voll beſchäftigt werden; 

b) der Zuſchüſſe aus § 7, S 12 und § 25 Abſ. 2 und 3; 

e) der Werterſtattung für die den Stelleninhabern auf ihr Dienſteinkommen angerechneten 
Sach- und anderen Dienſtbezüge ſowie des Wohnungsgeldzuſchuſſes oder eines Teil⸗ 
betrages bei Gewährung einer Dienſtwohnung an die Unterhaltungsträger; 

d) der Ruhegehälter einſchließlich der Gnadengelder ſowie der Wartegelder für die nach dem 
1. April 1920 bezugsberechtigt Gewordenen; 

e) der Bezüge der Hinterbliebenen von Lehrern, die nach dem 1. April 1920 bis zu ihrem 
Ausſcheiden aus dem Dienſte an einer öffentlichen mittleren Schule angeſtellt 
geweſen ſind; 

f) der Umzugskoſten bei Verſetzungen im Intereſſe des Dienſtes (§ 16 Abſ. 1); 

g) der Vergütungen der Lehrer, die mit der vertretungsweiſen Verwaltung von Schulſtellen 
beauftragt ſind, deren Inhaber an der Ausübung ihres Amts durch ihre Tätigkeit als 
Mitglieder des Reichstags oder des Preußiſchen Landtags behindert ſind; 
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h) der Vergütungen für die vertretungsweiſe beſchäftigten Lehrer, wenn der Stellen⸗ 
inhaber vom Amte ſuspendiert und eine Vertretung durch andere Lehrer desſelben 
Unterhaltungsträgers nicht möglich iſt. In dieſen Fällen bedarf es zur Übernahme der 
Vertretungskoſten auf die Landesmittelſchulkaſſe der Zuſtimmung des Kaſſenanwalts. 
Die Zahlung der Vertretungskoſten erfolgt ſodann aus der Landesmittelſchulkaſſe vor⸗ 
behaltlich der Rückerſtattung, ſofern und ſoweit der einbehaltene Teil des Dienſtein⸗ 
kommens nach Abſchluß des Diſziplinarverfahrens zur Deckung der Vertretungskoſten 
verwendet werden kann; 

i) von Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen an die im Dienſte befindlichen oder nach 
dem 1. April 1920 in den Ruheſtand getretenen Lehrer und an die Hinterbliebenen 
von Lehrern, die nach dem 1. April 1920 bis zu ihrem Ausſcheiden aus dem Dienſte an 
an einer öffentlichen mittleren Schule angeſtellt geweſen ſind. 

(4) Der Geſamtbetrag der aus der Landesmittelſchulkaſſe zu bewilligenden Unterſtützungen 
wird von dem Unterrichtsminiſter und dem Finanzminiſter unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts 
der Landesmittelſchulkaſſe beſtimmt. 


8 19. 

0) In beſonderen Fällen können auch preußiſche Schulen, die nicht mittlere Schulen ſind, 
und außerpreußiſche Schulen, auch wenn ſie nicht zu den mittleren Schulen gehören, auf Antrag der 
Landesmittelſchulkaſſe angeſchloſſen werden, ſofern die Beſoldungen für die hauptamtlichen Lehr⸗ 
kräfte den Beſtimmungen dieſes Geſetzes angepaßt ſind. 

(2) Im Falle des Anſchluſſes übernimmt die Landesmittelſchulkaſſe für die an dieſen Schulen 
angeſtellten Lehrer, die nach dem Anſchluß in den Ruheſtand getretenen Lehrer und die Hinter⸗ 
bliebenen von den nach dem Anſchluſſe bis zum Ausſcheiden aus dem Dienſte im Amte befindlich 
geweſenen Lehrern vom Tage des Anſchluſſes ab dieſelben Leiſtungen, als wenn dieſe Schulen öffent⸗ 
liche mittlere Schulen in Preußen wären, aber nur ſo lange, als dieſe Schulen der Landesmittel⸗ 
ſchulkaſſe angeſchloſſen find und ſofern für fie die vorgeſchriebenen Beiträge zur Landesmittelſchul⸗ 
kaſſe gezahlt werden. Mit dem Ausſcheiden der Schule aus der Landesmittelſchulkaſſe oder dem 
Wegfalle der Beitragszahlungen hören die Leiſtungen der Landesmittelſchulkaſſe auf, auch an die 
etwa im Ruheſtande befindlichen Lehrer und Hinterbliebenen von ehemaligen Lehrern dieſer Schulen. 

(3) Mit dem Anſchluſſe ſolcher Schulen an die Landesmittelſchulkaſſe gehen das Recht zur An⸗ 
ſtellung, Verſetzung und Entlaſſung der Lehrer an dieſen angeſchloſſenen Schulen, zur Verſetzung in 
den Ruheſtand, Feſtſetzung des Dienſtalters und die ſchulaufſichtlichen Diſziplinarbefugniſſe, ſofern 
dieſe Rechte und Befugniſſe nicht bereits einer preußiſchen Staatsbehörde zuſtehen oder nur unter 
Aufſicht und Mitwirkung einer preußiſchen Staatsbehörde ausgeübt werden, auf die Landesmittel⸗ 
ſchulkaſſe über und werden von dem Kaſſenanwalt wahrgenommen. Der Kaſſenanwalt iſt befugt, die 
Dienſtaufſicht über dieſe Lehrer anderen preußiſchen Behörden oder Behörden des Reichs oder der 
Länder zu übertragen, ſofern die vorgeſetzte Zentralinſtanz dieſer Behörden der Übertragung zu⸗ 
ſtimmt. Dieſe Dienftaufficht umfaßt zugleich das Recht zur Verhängung von Diſziplinarſtrafen, mit 
Ausnahme des Rechtes zur Einleitung eines förmlichen Difziplinarverfahrens. Über die Einleitung 
eines förmlichen Diſziplinarverfahrens beſchließt der Kaſſenanwalt. In dieſem Beſchluß iſt zugleich 
diejenige preußiſche Provinzialbehörde zu beſtimmen, die das Diſziplinarverfahren zu führen hat. 
Über die Wahrnehmung der in dieſem Abſatze dem Kaſſenanwalt übertragenen Befugniſſe führt der 
Unterrichtsminiſter die Aufſicht. 

§ 20. 

(1) Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf der Kaffe nach 
den wirklichen Ausgaben in dem der Bedarfsberechnung vorhergehenden Rechnungsjahr unter Be⸗ 
rückſichtigung der vorausſichtlichen Steigerung oder Verminderung der Ausgaben von dem Unter⸗ 
richtsminiſter und dem Finanzminiſter feſtgeſtellt. Dieſe ſind ermächtigt, der Bedarfsberechnung ein 
durchſchnittliches Dienſteinkommen zugrunde zu legen. Bei der Feſtſtellung des Bedarfs ſind die 


vorausſichtlichen Verwaltungskoſten, auch die des Kaſſenanwalts, ſowie eine angemeſſene Betriebs⸗ 
rücklage mitzuberückſichtigen. f 
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(2) Bei erheblicher Anderung der Dienſtbezüge kann der Bedarf im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahrs von neuem berechnet und verteilt werden. 

(3) Erſparniſſe oder Fehlbeträge eines Rechnungsjahrs find in der Bedarfsberechnung für 
das dem Kaſſenabſchluſſe folgende Rechnungsjahr abzuſetzen oder zuzuſetzen. 


8 21. 


Zur Aufbringung des durch die eigenen Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs der Landesmittel⸗ 
ſchulkaſſe ſind die Unterhaltungsträger der öffentlichen mittleren Schulen verpflichtet. Für Schul⸗ 
ſtelleu, die im Laufe des Rechnungsjahrs neu errichtet werden, iſt der Beitrag zur Landesmittel⸗ 
ſchulkaſſe einſchließlich der im § 22 Abſ. 1 unter a bis c genannten Vorausleiſtungen von dem Tage 
an zu zahlen, von dem ab die Stelle durch eine beſondere Lehrkraft verſehen wird. 


8 22. 


() Der nicht gedeckte Bedarf iſt auf die Unterhaltungsträger folgendermaßen zu verteilen: 
a) Unterhaltungsträger, deren Lehrer ruhegehaltsfähige Stellenzulagen ($ 4, § 12 und 


§ 25 Abſ. 4) erhalten, haben den Geſamtbetrag dieſer Zulagen mit einem Zuſchlage von 
20 vom Hundert an die Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. 


b) Unterhaltungsträger, die neben dem Grundgehalte beſondere Beſoldungszuſchüſſe ge⸗ 


währen (§ 7, §S 12 und § 25 Abſ. 2 und 3) haben die im Laufe des Rechnungsjahrs aus 
der Landesmittelſchulkaſſe gezahlten oder zu zahlenden Zuſchüſſe mit einem Zuſchlage 
von 20 vom Hundert an die Kaſſe zu erſtatten. 


e) Unterhaltungsträger, deren Lehrer den Wohnungsgeldzuſchuß der Sonderklaſſe oder der 


Ortsklaſſe A oder deren Lehrer örtliche Sonderzuſchläge erhalten, haben einen beſonderen 
Beitrag an die Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. Dieſer Beitrag wird feſtgeſetzt beim 
Wohnungsgeldzuſchuß für jede vorhandene Schulſtelle auf den Unterſchiedsbetrag 
zwiſchen dem einem Lehrer im Anfangsgrundgehalte zu zahlenden Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuſſe in der Sonderklaſſe oder in der Ortsklaſſe A und dem einem ſolchen Lehrer zu 
zahlenden Wohnungsgeldzuſchuß in der Ortsklaſſe B, bei den örtlichen Sonderzuſchlägen 
auf den Betrag des für einen Lehrer (Lehrerin) im Anfangsgrundgehalte zu zahlenden 
örtlichen Sonderzuſchlags. 


d) Der nach Abzug der unter a, b und e genannten Vorausleiſtungen und etwaiger ſonſtiger 


e 


— 


Einnahmen ſich ergebende Bedarf iſt gleichmäßig auf alle Schulſtellen zu verteilen, wobei 
die Lehrerinnenſtellen nur mit je neun Zehnteln in Anſatz zu bringen ſind. Außer Be⸗ 
tracht bleiben neu errichtete Stellen, bis dieſe durch eine beſondere Lehrkraft verſehen 
werden. Für eine Stelle, deren Beſetzung oder Verwaltung durch eine beſondere Lehr— 
kraft wegen Rückganges der Schülerzahl mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
ohne förmliche Aufhebung der Stelle unterbleibt, kann vom Beginn des auf die Stellen⸗ 
erledigung folgenden Rechnungsjahrs ab von der Einziehung des Beitrags an die 
Landesmittelſchulkaſſe mit Zuſtimmung des Kaſſenanwalts ſo lange Abſtand genommen 
werden, bis ihre Wiederbeſetzung durch eine beſondere Lehrkraft erfolgt oder von der 
Schulaufſichtsbehörde angeordnet wird. Solange dieſe Stelle hiernach unbeſetzt bleibt, 
unterliegt ſie nicht den Beſtimmungen des Unterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 
(Geſetzſamml. S. 63). f 

Wenn auf Grund der Preußiſchen Perſonal⸗-Abbau⸗Verordnung vom 8. Februar 
1924 (Geſetzſamml. S. 73) und des Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Abwicklungsgeſetzes 
vom 25. März 1926 (Geſetzſamml. S. 105) die Beſetzung oder Verwaltung einer Stelle 
durch eine beſondere Lehrkraft im Intereſſe der Perſonalverminderung unterbleibt, kann 
ſchon von dem Eintritte der Stellenerledigung an von der Einziehung des Beitrags an 
die Landesmittelſchulkaſſe nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen abgeſehen 
werden. 
Stellt ſich der für die Lehrer — einſchließlich der Ruhegehaltsempfänger und der Hinter⸗ 
bliebenen von Lehrern — eines Unterhaltungsträgers aus der Landesmittelſchulkaſſe 
in den Rechnungsjahren 1927 und 1928 gemäß $ 18 gezahlte Betrag höher als der ſich 


156 Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 24, ausgegeben am 8. 5. 28. 


nach a, b, o und d ergebende Betrag, fo hat der Unterhaltungsträger 20 vom Hundert dieſes 
Mehrbetrages als beſonderen Beitrag zur Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. Die Geſamt⸗ 
ſumme dieſer beſonderen Beiträge iſt am Schluſſe des Rechnungsjahres 1929 zur Ent⸗ 
laſtung derjenigen Unterhaltungsträger zu verwenden, deren Beiträge in dem genannten 
Zeitraume höher geweſen find als die für fie gemäß § 18 aus der Landesmittelſchulkaſſe 
erfolgten Zahlungen. Für die Zeit nach dem 1. April 1929 gelten dieſe Beſtimmungen 
ſinngemäß ſtets für einen Rechnungsabſchnitt von zwei Rechnungsjahren. Für die Feſt⸗ 
ſtellung, welchem Rechnungsabſchnitt eine Einnahme oder Ausgabe zugerechnet wird, iſt 
nicht der Zeitpunkt der Fälligkeit, ſondern der Zeitpunkt der tatſächlichen Verrechnung 
bei der Landesmittelſchulkaſſe entſcheidend. Die Einnahmen aus den Sonderbeiträgen 
(Satz 1) werden von dem Unterrichtsminiſter unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der 
Landesmittelſchulkaſſe verteilt. Bei dieſer Verteilung können Unterhaltungsträger, 
deren Mehrleiſtungen (Satz 2) im Verhältnis zu den von ihnen gezahlten Geſamt⸗ 
beiträgen beſonders hoch geweſen ſind, vorzugsweiſe berückſichtigt und Unterhaltungs⸗ 
träger, deren Mehrleiſtungen im Verhältnis zu ihrer Beitragsleiſtung niedrig geweſen 
ſind, geringer oder auch gar nicht berückſichtigt werden. Dieſe Vorſchriften ſind auch 
bei Verteilung der Einnahmen aus den für die Rechnungsjahre 1924 bis 1926 feſt⸗ 
geſetzten Sonderbeiträgen anzuwenden. 

Der Unterrichtsminiſter wird ermächtigt, die Beſtimmung unter Ziffer e vorüber⸗ 
gehend unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesmittelſchulkaſſe außer Kraft 
zu ſetzen. 

(2) Der aus den vorſtehenden Beſtimmungen ſich ergebende Geſamtbeitrag eines Schul⸗ 


Runterhaltungsträgers kann für die einzelnen Schulſtellen oder auch in feiner Geſamtheit ab- 


gerundet werden. Die Vorſchriften über die Abrundung erlaſſen der Unterrichtsminiſter und der 
Finanzminiſter unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesmittelſchulkaſſe. 

(3) Alle Beiträge der Unterhaltungsträger an die Landesmittelſchulkaſſe ſind im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren beitreibbar. Sie ſind vierteljährlich im voraus fällig. Der Unter⸗ 
richtsminiſter kann in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter unter Zuſtimmung des Kaſſenanwalts 
der Landesmittelſchulkaſſe auch eine monatliche Zahlung anordnen. Unterhaltungsträger, die mit 
der Zahlung der Beiträge an die Landesmittelſchulkaſſe im Rückſtande bleiben, haben die Rück⸗ 
ſtände zu verzinſen. Dabei finden hinſichtlich der Berechnung, Erhebung und Erſtattung von 
Zinſen das Geſetz zur Ergänzung der Abgabengeſetze vom 25. November 1926 (Geſetzſamml. S. 310) 
und die zu ſeiner Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 


8 23. 


(1) Der nach § 22 Abſ. 1 d zu zahlende allgemeine Stellenbeitrag wird von dem Unterrichts⸗ 
miniſter und dem Finanzminiſter berechnet und nach Zuſtimmung des Kaſſenanwalts feſtgeſetzt. 

(2) Die Höhe des zur Landesmittelſchulkaſſe zu entrichtenden Beitrags — einſchließlich der 
Vorausleiſtungen — ($ 22 Abſ. 1 a bis d und § 23 Abſ. 1) iſt den einzelnen Unterhaltungsträgern 
durch die Schulaufſichtsbehörde ſchriftlich mitzuteilen. Aus der Mitteilung muß erſichtlich ſein, 
wie ſich der Beitrag — getrennt nach den im § 22 Abſ. 1 unter a, b, e und d enthaltenen 
Beſtimmungen — berechnet. Auch die Unterhaltungsträger der nach § 19 angeſchloſſenen Schulen, 
deren Beitragsleiſtung mit Zuſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesmittelſchulkaſſe auch 
abweichend von den Vorſchriften im § 22 Abſ. 1 a bis d geregelt werden kann, erhalten von der 
Schulaufſichtsbehörde eine gleiche ſchriftliche Mitteilung über die Höhe ihres Beitrags, ſoweit nicht 
ein anderes Verfahren ausdrücklich vereinbart wird. 

(3) Gegen die Höhe des auf den einzelnen Unterhaltungsträger ausgeſchriebenen Beitrags 
ſteht den Unterhaltungsträgern binnen vier Wochen vom Tage der Zuſtellung der ſchriftlichen 


Mitteilung über die Beitragshöhe ab der Einſpruch bei der Schulaufſichtsbehörde, für die gemäß 


8 19 angeſchloſſenen Schulen bei der Regierung in Potsdam, und gegen deren Beſcheid binnen zwei 
Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß offen. Sie iſt gegen die 
Schulaufſichtsbehörde und zugleich gegen die Landesmittelſchulkaſſe, vertreten durch den Kaſſen⸗ 
anwalt, zu richten. 
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( Einſpruch und Klage können nur darauf geſtützt werden, daß die Berechnung des Beitrags 
nicht richtig oder eine Verpflichtung zur Beitragszahlung überhaupt nicht gegeben iſt. Eine 
Anfechtung der Berechnung des Kaſſenbedarfs oder der auf Grund des § 22 unter e erwähnten 
Rückvergütungen iſt nicht zuläſſig. Die Heranziehung zu den im § 22 Abſ. 1 a bis e genannten 
Vorausleiſtungen iſt nicht anfechtbar, wenn die Lehrer des Unterhaltungsträgers die höheren 
Dienſtbezüge, zu deren Deckung die Vorausleiſtungen beſtimmt ſind, tatſächlich aus der Landes⸗ 
mittelſchulkaſſe gezahlt erhalten. 


(5) Die Beſtimmungen des § 48 des Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes gelten ſinngemäß. 47 ö 
N 


V. Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen. 
§ 24. 

(1) Waren Schulſtellen öffentlicher mittlerer Schulen vor dem 1. April 1920 an andere 
Kaſſeneinrichtungen für die Gewährung von Ruhegehältern und Hinterbliebenenbezügen an⸗ 
geſchloſſen, und haben die Unterhaltungsträger gemäß § 22 Abſ. 1 des Geſetzes vom 
14. Januar 1921/14. Januar 1924 (Geſetzſamml. 1924 S. 61) die Mitgliedſchaft aufrechterhalten, 
ſo können ſie dieſe auch jetzt ſo lange fortſetzen, als die bisherigen Inhaber noch die angeſchloſſene 
Stelle innehaben. Die etwa auf Grund des Anſchluſſes zu gewährenden Ruhegehälter und Hinter⸗ 
bliebenenbezüge ſind an den Unterhaltungsträger zu zahlen, ſoweit die Landesmittelſchulkaſſe auf 
Grund der Beſtimmungen dieſes Geſetzes für dieſe Schulſtellen Ruhegehälter und Hinterbliebenen⸗ 
bezüge zu zahlen hat. Sind die von der anderen Kaſſeneinrichtung zu gewährenden Verſorgungs⸗ 
bezüge höher als die Bezüge aus der Landesmittelſchulkaſſe, ſo kann die Schulaufſichtsbehörde 
beſtimmen, daß der Mehrbetrag von dem Unterhaltungsträger an den Lehrer oder die Hinter⸗ 
bliebenen ausgezahlt wird. 

(2) Die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge, deren Zahlungsbeginn vor dem 1. April 
1920 liegt oder auf den 1. April 1920 fällt, ſind von denen zu zahlen, die bis zum 1. April 1920 
zur Übernahme dieſer Bezüge verpflichtet waren. An die Stelle der Volksſchullehrer⸗Ruhegehalts⸗ 
kaſſen tritt für dieſe Fälle die Landesſchulkaſſe als Rechtsnachfolgerin der Volksſchullehrer⸗ 
Ruhegehaltskaſſen. i i 1178 t 

(3) Die nach § 10 Abſ. 1 bis 3 und § 13 Abf. 4 des Geſetzes über die Unterbringung von 
mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen (Unterbringungsgeſetz) vom 30. März 1920 
(Geſetzſamml. S. 63) den Körperſchaften auferlegten Verpflichtungen ſind für die Lehrer an 
öffentlichen mittleren Schulen und für deren Hinterbliebene von der Landesmittelſchulkaſſe zu 
erfüllen. Die dem Staate nach dieſen Beſtimmungen zu den Ruhegehältern und Hinterbliebenen⸗ 
bezügen obliegenden Leiſtungen find an die Landesmittelſchulkaſſe zu leiſten. ö 


8 25“ 
(1) Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Amte befindlichen endgültig angeſtellten Lehrer 
mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 1 erhalten ihr bisheriges Beſoldungsdienſtalter, im 
günſtigſten Falle ein ſolches von ſechzehn Jahren. Die Verkürzung des Beſoldungsdienſtalters darf 
jedoch vier Jahre nicht überſteigen und nicht verhindern, daß der Lehrer ſpäteſtens zwei Jahre vor 
der Erreichung der Altersgrenze das Endgrundgehalt erhält. Lehrer mit den Bezügen der alten 
Beſoldungsgruppe 2 erhalten ihr um vier Jahre verbeſſertes Beſoldungsdienſtalter. Lehrer mit 
den Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 3 erhalten ihr um acht Jahre verbeſſertes Beſoldungs⸗ 
dienſtalter. f 
(2) Waren die bisherigen Dienſtbezüge eines Lehrers nach dem Stande vom 30. September 
1927 höher als die ihm auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehenden Dienſtbezüge, ſo iſt der Unterſchieds⸗ 
betrag als ruhegehaltsfähiger Zuſchuß bis zu dem Zeitpunkte weiterzugewähren, an dem der 
Unterſchied durch Steigen der neuen Dienſtbezüge ausgeglichen wird. 
Hierbei bleiben außer Anrechnung 
a) neu zu gewährende Kinderbeihilfen, 
b) Erhöhungen des Wohnungsgeldzuſchuſſes inſoweit, als fie lediglich infolge der Hinauf⸗ 
ſetzung eines Ortes in eine höhere Ortsklaſſe oder der Verſetzung an einen Ort einer 
höheren Ortsklaſſe eintreten. 


23. 
1% 


Dr. Grunau, ol ten. str. 12 97 
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8) Wenn Unterhaltungsträger öffentlicher mittlerer Schulen einzelnen Lehrern vor der 
Verkündung des Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes — 18. März 1921 — hinſichtlich ihrer 
Beſoldung Zuſicherungen gemacht haben, die über das nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu⸗ 
läſſige Maß hinausgehen, ſo können dieſen Lehrern mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
inſoweit Beſoldungszuſchüſſe gewährt werden, als es zur Erfüllung der erteilten Zuſicherungen 
notwendig iſt. Ob die Vorausſetzungen für die Gewährung ſolcher Beſoldungszuſchüſſe vorliegen, 
beſtimmt endgültig die Schulaufſichtsbehörde. i 

(0 Die Konrektoren an öffentlichen mittleren Schulen mit den Bezügen der bisherigen 
Beſoldungsgruppe 3, denen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes keine Stellenzulage gewährt wird, 
erhalten für ihre Perſon unter Beibehaltung ihrer Amtsbezeichnung eine ruhegehaltsfähige Zulage 
von jährlich 600 AM. Die Leiter von mittleren Schulen mit den Bezügen der bisherigen Be⸗ 
ſoldungsgruppe 3, denen eine Stellenzulage von jährlich 1400 AM ($ 4 Abſ. 1 b) nicht gewährt 
wird, erhalten — gegebenenfalls an Stelle ſonſtiger Stellenzulagen ($ 4 Abſ. Le) — für ihre 
Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von jährlich 800 Fell. 

(6) Bei der Erhöhung des Ruhegehalts, des Wartegeldes und des Witwen- und Waiſengeldes 
nach Maßgabe des § 28 des Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes und der S$ 19 flg. des Preußiſchen 
Beſoldungsgeſetzes find die aus § 2 und 8 24 Abi; 3 des bisherigen Mittelſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes gewährten und aus der Landesmittelſchulkaſſe gezahlten Beſoldungs⸗ 
zuſchüſſe dem im § 19 Abſ. 2 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes genannten Grundgehalt 
hinzuzurechnen. 

§ 26. 

() Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſtbezüge ſowie der Ruhegehälter, 
Wartegelder und Hinterbliebenenbezüge können durch Geſetz erfolgen. 

(2) Werden Lehrer oder Verſorgungsberechtigte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der 
im Abſatz 1 genannten Bezüge mit rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, fo find die Unterſchieds⸗ 
beträge nicht zurückzuerſtatten. 8 Ir . 

() In allen übrigen Fällen ſind zuviel erhobene Dienſtbezüge, Ruhegehälter, Wartegelder 
und Hinterbliebenenbezüge, auch ſoweit eine Bereicherung nicht mehr vorliegt, zurückzuzahlen. 


i § 27. 
Alle den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen werden aufgehoben. 


8 28. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 ab, ſoweit die Beiträge der Unter⸗ 
haltungsträger zur Landesmittelſchulkaſſe in Betracht kommen, jedoch erſt vom 1. April 1928 ab 
in Kraft. Die nach den bisherigen Vorſchriften für den Monat Oktober 1927 zu leiſtenden Bei⸗ 
träge ſind bis zum Schluſſe des Rechnungsjahrs 1927 unverändert weiterzuzahlen. 

(2) Mit der Ausführung des Geſetzes werden der Unterrichtsminiſter, der Finanzminiſter 
und der Miniſter des Innern beauftragt. Der Unterrichtsminiſter und der Finanzminiſter ſind 
ermächtigt, in Ausnahmefällen eine von den vorſtehenden Geſetzesbeſtimmungen abweichende 
Regelung zuzulaſſen, ſofern die beſondere Lage der Verhältniſſe es geboten erſcheinen läßt. 

() Die Ausführungsbeſtimmungen find dem Landtage vorzulegen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. a 


Berlin, den 30. April 1928. Pe a Rn; 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Finanzminiſter: } 
Braun. Becker. Grzeſinski. 
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